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Eine Grundstücks- und Baugesellschaft (GBH)
nur für Aktionäre?

Mit einer neuen Variante, einer Wärmecontracting der Stadtwerke
Heidenheim Wärmeservice GmbH zu neuen Profitufern?

Die „klassische“ Zentralheizung
erhält zunehmend Konkurrenz.
Wärmedirektservice (WDS),
Nahwärme Plus, Wärmecontrac-
ting oder eigenständige gewerbli-
che Wärmelieferungen
–hinter diesen und an-
deren Namen stecken
Konzepte, die mehr
versprechen als bloße
Beheizung.
B a u g e s e l l s c h a f t
(GBH) und Stadt-
werke Heidenheim AG
verschaffen sich auf
Kosten von GBH-
Mieter gegenseitigen
Mehrprofit.
Wärmecontracting ist
ein Zauberwort, ein Mechanismus,
aus dem sich die beiden Unterneh-
men am Geldbeutel der Mieter ein
profitables Zubrot verschaffen.
In Wohnungen mit seitherigen Ein-
zelöfen war jeder für seine Heizko-
sten selbst verantwortlich. Werden
Heizzentralen eingebaut, oder
Wohnungen mit seitherigen Zen-
tralheizungen vom Vermieter nicht
mehr instandgehalten, saniert oder
modernisiert, sondern aus dem
Mietvertrag herausgelöst lassen

sich daraus neue Gewinn-erträge
realisieren.
Eigentlich müsste die Kaltmiete
sinken. Denn der Vermieter ent-
ledigt sich einer Verpflichtung

seiner ver-
m i e t e t e n
S a c h e .
A b e r
„Nein“. Er
trennt ein

wesentliches Grundbedürfnis ei-
nes Mieters nach einer warmen
Stube oder nach warmer Suppe
aus dem Mietvertrag heraus und
verlagert seine Verantwortung an
die Stadwerke Heidenheim AG,
die dann für die Wärme in der
Wohnung und für warmes Was-
ser, für die Investitionen, den

Unterhalt, der Gaslieferung, sprich
einfach, für die Wärmelieferung
zuständig ist.
In neuen Mietverträgen sind be-
reits Klauseln zur Umstellung ent-
halten. In alten Mietverträgen wer-
den die Mieter aufgefordert, Ein-
verständniserklärungen für den
Einbau einer neuen Heizanlage zu
unterschreiben.
Bei dem Wärmecontracting geht es

nicht mehr um die reinen Heiz-
kosten, die der Mieter dem
Vermieter schuldet und um
eine Abrechnung die kontrol-
lierbar ist. Es geht um die Lie-
ferung von Wärme, von einem
Lieferanten der außerhalb des
Mietvertrags zuständig ist.
Mit diesem Mechanismus ent-
ledigt sich der Vermieter
(GBH) aller Verantwortung,
für eine Heizanlage, für die er

zur Instandhaltung aus dem Miet-
vertrag verpflichtet wäre.
Dort wo umgerüstet wird und der
Mieter sein Einverständnis erklärt
hat, gibt es keine Heizkostenab-
rechnung herkömmlicher Art
mehr. Jetzt hat der Mieter einen
Wärmepreis zu zahlen. Dieser

(Fortsetzung auf Seite 2)



Wärmepreis ist ein Preis, der zwischen zwei befreun-
deten Partnern (GBH und Stadtwerke AG) ausgehan-
delt und festge-
legt wird. Nicht
nur die Energie-
kosten sondern
auch die sog. Ka-
pitalkosten, die
Instandsetzung
und Instandhal-
tung und vor al-
lem der Unterneh-
mergewinn  wer-
den eingerechnet.
Während bei einer
sog. Heizkostena-
brechnung der
Mieter die einzel-
nen Posten über-
prüfen kann, wird
dem Mieter eine
Prüfungsmöglich-
keit über seinen
Wärmepreis nicht
mehr möglich
sein. Die dem Grund- und Arbeitspreis zugrundelie-
genden Kalkulation geht den Mieter „nichts“ an. So

kann unkontrolliert dem Mieter in den Geldbeutel
gegriffen werden. Ein Skandal, denn das Grund-und
Menschenrecht wird zum Profitrecht für eine kommu-

nale Aktiengesellschaft.

(Fortsetzung von Seite 1)

Was kann getan werden!
Vorsicht bei einvernehmlichen
Regelungen.
(1)  Also die Einverständniserklä-
rung zusammen mit dem Miet-

vertrag juristisch z.B. vom Mie-
terverein genau prüfen lassen.
Bestimmungen müssen klar

und verständlich vormuliert
sein. Aufklärung ist hier unbe-
dingt angesagt.

(2)  Prüfen Sie ob eine Reduzie-
rung der Miete, angebracht ist,
da die GBH von Kosten entla-

stet wird.

(3)  Auf das Recht des Mieters,
eine Mietminderung für die

Dauer der Umrüstung vorzu-
nehmen, braucht nicht verzich-

tet zu werden.
Ein seriöses Unternehmen ge-
währt seinen Mietern für die
Dauer der Umrüstung von sich
aus eine Mietminderung.

Die Aufforderung der GBH an
seine Mieter, von sich aus auf eine
Mietminderung zu verzichten ist
eine glatte Unverschämtheit und ver-
stößt gegen die guten Sitten.


